
 
 

  Verbandssatzung des Zweckverbandes 
„Gasversorgung in Südsachsen“ 

 
Aufgrund von § 61 Abs. 1 in Verbindung mit § 26 des Sächsischen Gesetzes über die kommunale 
Zusammenarbeit (SächsKomZG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. März 2014 
(SächsGVBl. S. 196) hat die Verbandsversammlung des Zweckverbandes „Gasversorgung in 
Südsachsen“  
- am 9. November 2016 die Änderung der Verbandssatzung als Neufassung 
- am 15. November 2017 die Satzung zur 1. Änderung der Verbandssatzung des Zweck-
 verbandes „Gasversorgung in Südsachsen“ 
- am 20. Januar 2021 die Satzung zur 2. Änderung der Verbandssatzung des Zweckverbandes 
 „Gasversorgung in Südsachsen“  
-  am 6. November 2024 die Satzung zur 3. Änderung der Verbandssatzung des Zweckverbandes 

„Gasversorgung in Südsachsen“ 
 beschlossen: 
 
 

I . Allgemeine Bestimmungen 
 

§ 1 Name und Sitz 
 

(1) Der Zweckverband führt den Namen Zweckverband „Gasversorgung in Südsachsen 
 (Zweckverband). Er hat seinen Sitz in Chemnitz. 
 

(2) Der Zweckverband ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. 
 
 

§ 2 Verbandsmitglieder 
 

Verbandsmitglieder sind die in der Anlage 1 zur Satzung benannten Städte und Gemeinden. Die 
Anlage 1 ist Bestandteil der Satzung. 
 
 

§ 3 Verbandsgebiet 
 

Das Gebiet des Zweckverbandes ist das Gebiet der in der Anlage 1 zur Satzung benannten Städte 
und Gemeinden mit all ihren Ortsteilen, soweit dort keine anderweitige Bestimmung getroffen ist. 
 
 

§ 4 Aufgaben des Zweckverbandes 
 

(1) Der Zweckverband hat die Aufgabe, die Belange der Verbandsmitglieder gegenüber der 
 Kommunalen Versorgungs- und Energiedienstleistungsgesellschaft Südsachsen mbH 
 (KVES) im Bereich der Gasversorgung wahrzunehmen, wobei die KVES die Wahrnehmung 
 und Sicherung der kommunal- und gesellschaftsrechtlichen zulässigen 
 Interessenvertretung der Verbandsmitglieder gegenüber der eins energie in sachsen 
 GmbH & Co. KG übernimmt.  
 
(2) Der Zweckverband kann weitere Aufgaben im Bereich der Ver- und Entsorgung 
 übernehmen, soweit ihm Verbandsmitglieder diese unter Beachtung der gesetzlichen 
 Vorschriften übertragen. 
 
(3) Der Zweckverband ist zu allen Maßnahmen und Geschäften berechtigt, die geeignet 
 sind, die Aufgaben des Zweckverbandes unmittelbar oder mittelbar zu fördern. Der 
 Zweckverband kann sich zur Erfüllung seiner Aufgaben anderer Unternehmen bedienen 
 und sich an diesen Unternehmen unmittelbar oder mittelbar beteiligen 
 (Beteiligungsgesellschaften). 
 



 
 

 
§ 5 Anteile der Verbandsversammlung 

 

(1) Die vermögensmäßige Beteiligung der Verbandsmitglieder am Verbandsvermögen 
 bestimmt sich nach den Feststellungen der BVR AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft vom 
 23. September 2015 zur Gutachterlichen Ermittlung der Anteile der einzelnen 
 Verbandsmitglieder am Zweckverband „Gasversorgung in Südsachsen“, Chemnitz zum 
 1. Januar 2015. Die Anlage des Gutachtens ist als Anlage 2 Bestandteil dieser Satzung. 
 

(2) Die Beteiligungsquote an der gesamthänderischen Beteiligung ist neu zu bestimmen 
(a)  bei Aufnahme eines weiteren Verbandsmitgliedes, 
(b)  bei Ausscheiden eines Verbandsmitgliedes gegen Entschädigung, 
(c)  bei Verkauf von Anteilen, die der Zweckverband unmittelbar an der KVES hält, 
(d)  bei Übertragung von Anteilen, die der Zweckverband unmittelbar an der KVES hält, 
      auf Verbandsmitglieder gem. § 18 Abs. 3 Satz 1 oder § 19 Abs. 1, 
(e)  bei Änderung der Höhe des Anteils eines Verbandsmitgliedes infolge der Abtretung 
      bzw. Aufnahme von Anteilen, die der Zweckverband unmittelbar an der KVES hält. 
 

 Über die geänderte Beteiligungsquote beschließt die Verbandsversammlung durch 
 Änderung der Anlage 2 zu dieser Satzung. 
 Die Beteiligungsquote der Mitglieder gemäß Satz 1 bestimmt sich nach dem Wert der 
 Anteile der einzelnen Mitglieder an der KVES zum 01.01. des jeweiligen Kalenderjahres. 
 Dieser bemisst sich nach dem anteiligen Sachzeitwert der örtlichen Gasversorgungsanla- 
 gen, wobei nach dem 01.01.1991 errichtete Anlagen nicht berücksichtigt werden. 
 In den Fällen des Satzes 1 Buchstabe (a) und (b) erfolgt die Neubestimmung des antei-
 teiligen Sachzeitwerts durch Gutachten eines vereidigten Wirtschaftsprüfers/ einer vereidig-
 ten Wirtschaftsprüfungsgesellschaft; in diesem ist der anteilige Sachzeitwert für jedes Ver-
 bandsmitglied gesondert auszuweisen. Das Gutachten ist von der Verbandsversammlung 
 vor Beschluss über die Änderung der Anlage 2 zu dieser Satzung durch Beschlussfassung 
 zu bestätigen. 

 

(3) Kommt es nach dieser Verbandssatzung auf die Beteiligungsquote bzw. auf den anteiligen 
 Sachzeitwert der örtlichen Gasversorgungsanlagen an, sind die Beteiligungsquoten bzw. 
 Sachzeitwerte maßgeblich, die in der Anlage 2 zu dieser Satzung festgelegt sind. 
 
 

II. Verfassung und Verwaltung des Zweckverbandes 
 

§ 6 Verbandsorgane 
 

Organe des Verbandes sind: 
 1. die Verbandsversammlung 
 2. der Verwaltungsrat 
 3. der Verbandsvorsitzende. 

 
 

§ 7 Verbandsversammlung 
 

(1) Die Verbandsversammlung besteht aus einem Vertreter eines jeden Verbandsmitgliedes. 
 Die Gemeinden werden in der Verbandversammlung durch den Bürgermeister des Ver-
 bandsmitgliedes vertreten, sofern nicht auf dessen Vorschlag das Hauptorgan des Ver-
 bandsmitglieds einen anderen leitenden Bediensteten zum Vertreter wählt. Im Fall der 
 Verhinderung des Bürgermeisters gelten die Vorschriften des § 54 Abs. 1 und § 59 Abs. 1 
 SächsGemO entsprechend. Für den leitenden Bediensteten ist ein Stellvertreter 
 entsprechend § 54 Abs. 1 SächsGemO vom Hauptorgan zu wählen. 
 
(2) Jedes Verbandsmitglied hat mindestens eine Stimme in der Verbandsversammlung. Die 
 Verbandsmitglieder haben je angefangene  5.000 EUR anteiliger Sachzeitwert (§ 5 Abs. 1) 



 
 

 eine Stimme. Mehrere Stimmen eines Verbandsmitgliedes können nur einheitlich 
 abgegeben werden. 
(3) Für die der Verbandsversammlung kraft Amtes angehörenden Vertreter endet die 
 Mitgliedschaft mit Ende des kommunalen Wahlamtes. Die Vertreter in der 
 Verbandsversammlung üben ihr Amt bis zum Amtsantritt der neuen Vertreter aus. 
 
 

§ 8 Aufgaben der Verbandsversammlung 
 

(1) Die Verbandsversammlung ist das Hauptorgan des Zweckverbandes. Sie legt die Grund-
 sätze für die Verwaltung des Zweckverbandes fest und entscheidet über alle Angelegen-
 heiten des Zweckverbandes, soweit nicht der Verwaltungsrat aufgrund dieser Verbands-
 satzung oder der Verbandsvorsitzende kraft Gesetzes oder aufgrund dieser Verbandssat-
 zung zuständig ist oder ihm die Verbandsversammlung bestimmte Aufgaben überträgt. 
 

(2) Die Verbandsversammlung ist insbesondere zuständig für die Beschlussfassung über: 
1. die Änderung der Verbandssatzung, insbesondere anlässlich des Beitritts weiterer oder 

des Ausscheidens bisheriger Verbandsmitglieder, 
2. den Erlass, die Änderung und die Aufhebung von Satzungen des Zweckverbandes, 
3. die Aufnahme bzw. den Ausschluss von Verbandsmitgliedern, 
4. die Wahl des Verbandsvorsitzenden, seines ersten und zweiten Stellvertreters und der 

Mitglieder des Verwaltungsrates, 
5. die Festsetzung der Umlagen (§ 16 Verbandssatzung), 
6. den Erlass der Haushaltssatzung und der Nachtragssatzung, 
7. die Errichtung, Übernahme, wesentliche Veränderung, vollständige oder teilweise 

Veräußerung und Auflösung von Unternehmen sowie der Erwerb und die vollständige 
oder teilweise Veräußerung von unmittelbaren oder mittelbaren Beteiligungen an sol-chen 
Unternehmen, 

8. die Erteilung von Weisungen an die Vertreter, die der Zweckverband in Organe seiner 
Beteiligungsgesellschaften entsendet, 

9. den Abschluss von Rechtsgeschäften aller Art, soweit diese den Wert von 10.000,00 EUR 
übersteigen, 

10. die Aufnahme von Darlehen, soweit diese einen Wert von 10.000,00 EUR übersteigen, 
11. die Feststellung der Beteiligungsquote sowie die Bestätigung des anteiligen 

Sachzeitwertes gemäß § 5 Abs. 1, 
12. die Feststellung des Jahresabschlusses, 
13. die Entscheidung über außer- und überplanmäßige Ausgaben, soweit diese den Betrag 

von 10.000,00 EUR übersteigen, 
14. den Erlass, die Änderung oder Aufhebung der Geschäftsordnung der Ver- 

bandsversammlung, 
15. die Übernahme von Bürgschaften und Verpflichtung aus Gewährverträgen, 
16. die Auflösung des Zweckverbandes. 

 
 

§ 9 Geschäftsgang der Verbandsversammlung 
 

(1) Die Verbandsversammlung ist einzuberufen, wenn es die Geschäftslage erfordert, 
 mindestens jedoch einmal jährlich. Die Sitzungen der Verbandsversammlungen sind 
 öffentlich, sofern nicht das öffentliche Wohl oder das berechtigte Interesse einzelner eine 
 nichtöffentliche Sitzung erfordern. Die Verbandsversammlung muss einberufen werden, 
 wenn dies von ein Fünftel der Vertreter in der Verbandsversammlung gefordert wird bzw. 
 dies der Verwaltungsrat beschließt. 
 
(2) Der Verbandsvorsitzende beruft die Verbandsversammlung in elektronischer oder 

schriftlicher Form mit angemessener Frist, vierzehn volle Kalendertage vor dem Sitzungstag,  
ein und teilt rechtzeitig die Verhandlungsgegenstände mit; dabei sind die für die Beratung 
erforderlichen Unterlagen beizufügen, soweit nicht das öffentliche Wohl oder berechtigte 
Interesse Einzelner entgegenstehen. Zeit, Ort und Tagesordnung der öffentlichen Sitzungen 



 
 

sind rechtzeitig ortsüblich bekanntzugeben. Das Nähere regelt die Geschäftsordnung. In 
Eilfällen kann die Verbandsversammlung ohne Frist, formlos und nur unter Angabe der 
Verhandlungsgegenstände einberufen werden.  

 
(3) Die Beschlüsse der Verbandsversammlung werden mit Stimmenmehrheit gefasst, soweit 
 durch Gesetz oder in dieser Satzung nichts anderes bestimmt ist. Die Änderung der 
 Verbandssatzung ist mit einer Mehrheit von mindestens zwei Drittel der Stimmen aller 
 Vertreter in der Verbandsversammlung zu beschließen. 
 
(4) Die Verbandsversammlung kann nur in einer ordnungsgemäß einberufenen und 
 geleiteten Sitzung beraten und beschließen. Die Verbandsversammlung  ist beschlussfähig, 
 wenn mindestens die Hälfte aller Vertreter anwesend und stimmberechtigt sind und diese 
 mindestens die Hälfte der satzungsmäßigen Stimmenzahlen repräsentieren. Ist die 
 Verbandsversammlung nicht beschlussfähig, muss eine zweite Sitzung stattfinden, in der 
 sie beschlussfähig ist, wenn die Stimmen der anwesenden und stimmberechtigten 
 Verbandsmitglieder mindestens 40 vom Hundert der Gesamtstimmenzahl ergibt. Bei 
 Einberufung der zweiten Sitzung ist darauf hinzuweisen. 
 
(5) Die Verbandsversammlung entscheidet durch Abstimmung und Wahlen. Sie stimmt in der 
 Regel offen ab. Sie kann aus wichtigem Grund die geheime Abstimmung beschließen. 
 
(6) Wahlen werden geheim mit Stimmzetteln durchgeführt. Es kann offen gewählt werden, 
 wenn kein Vertreter in der Verbandsversammlung widerspricht. Gewählt  ist, wer mehr als 
 die Hälfte der anwesenden Stimmenzahl erhält. Wird eine solche Mehrheit bei der Wahl 
 nicht erreicht, findet zwischen den beiden Bewerbern mit den meisten Stimmen eine 
 Stichwahl statt, bei der die einfache  Mehrheit entscheidet. Bei Stimmengleichheit 
 entscheidet das Los. Steht nur ein Bewerber zur Wahl, findet ein zweiter Wahlgang statt, 
 bei dem die einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen ausreicht.  
 
(7) Über Gegenstände einfacher Art kann im Wege der Offenlegung oder schriftlich im Wege 
 des Umlaufs beschlossen werden. Ein hierbei gestellter Antrag ist angenommen, wenn kein 
 Verbandsmitglied widerspricht. 
 

§ 10 Niederschrift  
 

(1) Über den wesentlichen Inhalt der Beratungen der Verbandsversammlung ist eine 
 Niederschrift anzufertigen. Sie muss insbesondere den Namen des Vorsitzenden, die Zahl 
 der anwesenden und die Namen der abwesenden  Mitglieder der Verbandsversammlung 
 unter Angabe des Grundes der Abwesenheit, Ort und Tag der Versammlung, die 
 Gegenstände der Beratung, den Wortlaut der Anträge, die Abstimmungs- und 
 Wahlergebnisse und den Wortlaut der Beschlüsse enthalten. Der Vorsitzende und jeder 
 Vertreter können verlangen, dass ihre Erklärungen oder Abstimmungen in der Niederschrift 
 festgehalten werden.  
 
(2) Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden, zwei Vertretern der Mitgliedsgemeinden, die an der 
 Sitzung teilgenommen haben und dem Schriftführer zu unterzeichnen. Sie soll innerhalb 
 eines Monats den Vertretern der Mitgliedsgemeinden in der Verbandsversammlung zur 
 Kenntnis gebracht werden. 
 
 

§ 11 Verwaltungsrat 
 

(1) Der Verwaltungsrat besteht aus dem Verbandsvorsitzenden, seinem ersten und 
 zweiten Stellvertreter sowie dreizehn Vertretern der Verbandsmitglieder. Die Vertreter der 
 Verbandsmitglieder werden von der Verbandsversammlung gewählt. Ihre Mitgliedschaft im 
 Verwaltungsrat endet mit Ende des kommunalen Wahlamtes; im Übrigen gilt § 7 Abs. 3 
 Satz 2 entsprechend. Jeder Verwaltungsrat hat eine Stimme. 
 



 
 

(2) Die Entscheidungen im Verwaltungsrat werden nach gründlicher Beratung in 
 gegenseitiger Konsultation mit der Zielstellung der Herstellung der Übereinstimmung 
 getroffen. 
(3) Der Verwaltungsrat entscheidet über alle Angelegenheiten des Zweckverbandes, 
 soweit hierfür nicht die Verbandsversammlung oder der Verbandsvorsitzende zuständig ist. 
 Des Weiteren kann er bestimmte Aufgabengebiete der Verbandsversammlung 
 wahrnehmen, die ihm von der Verbandsversammlung zur dauerhaften Erledigung 
 übertragen werden.  
 

(4) Der Verwaltungsrat bereitet die Angelegenheiten vor, die in die Zuständigkeit der 
 Verbandsversammlung fallen. Hierzu zählen 

- die Vorbereitung des Entwurfes der Haushaltssatzung mit Haushaltsplanung sowie des 
Jahresabschlusses und 

- Vorbereitung der Angelegenheiten, die von der Verbandsversammlung beraten werden. 
 Einzelheiten dazu werden in der Geschäftsordnung des Zweckverbandes geregelt. 

 

(5) Der Verwaltungsrat ist einzuberufen, wenn es die Geschäftslage erfordert, mindestens 
 jedoch einmal jährlich. Die Sitzungen des Verwaltungsrates sind  nichtöffentlich. Dies gilt 
 nicht, wenn der Verwaltungsrat eine Entscheidung nach Abs. 3 Satz 1 trifft. Der 
 Verwaltungsrat ist einzuberufen, wenn dies von einem Fünftel der Mitglieder des 
 Verwaltungsrates unter Angabe des Verhandlungsgegenstandes, der zum Aufgabenkreis 
 des Verwaltungsrates gehören muss, beantragt wird. 
 

(6) Der Vorsitzende des Verwaltungsrates beruft den Verwaltungsrat in elektronischer oder 
schriftlicher Form unter Einhaltung einer Frist von einer Woche unter Angabe der 
Verhandlungsgegenstände ein. Zeit, Ort und Tagesordnung sind rechtzeitig vor der Sitzung 
bekanntzugeben. In eiligen Fällen kann der Verwaltungsrat unter Angabe der 
Verhandlungsgegenstände ohne Einhaltung einer Frist formlos einberufen werden. Für 
Beschlüsse und Wahlen im Verwaltungsrat gilt § 9 entsprechend. 

 
 

§ 12 Verbandsvorsitzender  
 

(1) Der Verbandsvorsitzende ist der gesetzliche Vertreter des Zweckverbandes. Er  ist Vorsitz-
 ender der Verbandsversammlung und des Verwaltungsrates sowie Leiter der 
 Verbandsverwaltung. Er vollzieht die Beschlüsse der Verbandsversammlung. Er bereitet 
 die Sitzung der Verbandsversammlung vor und beruft die Verbandsversammlung ein. 
 

(2) Der Verbandsvorsitzende und seine Stellvertreter werden von der 
 Verbandsversammlung aus ihrer Mitte auf die Dauer von fünf Jahren, sind sie Inhaber 
 eines kommunalen Wahlamtes eines Verbandsmitgliedes für die Dauer ihrer Amtszeit 
 gewählt. Sie üben ihr Amt nach Ablauf der Zeit für die sie gewählt sind bis zum Antritt des 
 neu gewählten Vorsitzenden bzw. Stellvertreters aus. Scheiden der Verbandsvorsitzende 
 oder seine Stellvertreter vorzeitig aus der Verbandsversammlung aus, so endet auch ihr 
 Amt als Vorsitzender oder Stellvertreter. 
 

(3) In dringenden Angelegenheiten, deren Erledigung auch nicht bis zu einer ohne Frist und 
 formlos einberufenen Verbandsversammlung aufgeschoben werden kann, entscheidet der 
 Verbandsvorsitzende anstelle der Verbandsversammlung. Die Gründe für diese 
 Eilentscheidung und die Art der Erledigung sind der Verbandsversammlung unverzüglich 
 mitzuteilen. 
 

(4) Der Verbandsvorsitzende hat die Verbandsversammlung bzw. den Verwaltungsrat über alle 
 wichtigen den Zweckverband und seine Verwaltung betreffenden Angelegenheiten  zu 
 informieren. Bei wichtigen Planungen und Vorhaben sind die Verbandsversammlung und 
 der Verwaltungsrat möglichst frühzeitig über die Absichten und die Vorstellung des 
 Verbandsvorsitzenden zum Inhalt und laufend über den Stand der Planungsarbeiten zu 
 informieren. 
 



 
 

 
 
(5) Der Verbandsvorsitzende erledigt in eigener Zuständigkeit die Geschäfte der laufenden 
 Verwaltung und die ihm sonst durch Gesetz, durch diese Satzung oder Beschluss der 
 Verbandsversammlung übertragenen Aufgaben. Anträge auf Satzungsänderungen sind 
 beim Verbandsvorsitzenden schriftlich und unter Beifügung einer Begründung einzureichen. 
 Der Verbandsvorsitzende setzt diesen Antrag bei Beachtung des § 9 Abs. 2 auf die 
 Tagesordnung der nächsten Sitzung der Verbandsversammlung. 
 

(6) Dem Verbandsvorsitzenden werden die Entscheidungen über 
- den Abschluss von Rechtsgeschäften aller Art, soweit diese den Wert von 10.000,00 EUR 

nicht übersteigen, 
- die Aufnahme von Darlehen, soweit diese einen Wert von 10.000,00 EUR nicht 

übersteigen,  
- außer- und überplanmäßige Ausgaben, soweit diese den Betrag von 10.000,00  EUR 

nicht übersteigen, 
 übertragen. 
 

(7) Der Verbandsvorsitzende oder ein Stellvertreter vertritt den Zweckverband in der 
 Gesellschafterversammlung von unmittelbaren und mittelbaren Beteiligungsgesellschaften. 
 Er ist an die Weisungen der Verbandsversammlung gebunden. Kann der Zweckverband 
 weitere Vertreter in die Gesellschafterversammlung einer Beteiligungsgesellschaft 
 entsenden, so entscheidet über deren Benennung die Verbandsversammlung. 
 
 

§ 12a Verbandsverwaltung 

(1) Der Zweckverband unterhält eine Geschäftsstelle, die die Verwaltungsaufgaben des 

 Zweckverbandes erledigt. Diese umfassen insbesondere: 

(a) Haushalts- und Wirtschaftsführung entsprechend der Vorschriften des Vierten Teils der 

Sächsischen Gemeindeordnung in ihrer jeweils geltenden Fassung, 

(b) Gewinnausschüttung an die Verbandsmitglieder, 

(c) Vorbereitung und Durchführung der Sitzungen, Fertigung der Beschlussvorlagen, 

Protokollführung der Verbandsversammlung 

(d) Rechtsfragen, Satzungs- und Vertragsangelegenheiten, 

(e) Gesellschaftsrechtliche Anforderungen in Zusammenhang mit der KVES, 

(f) Sekretariatsaufgaben. 

(2) Zur Wahrnehmung der Aufgaben nach Abs. 1 bedient sich der Zweckverband der 

Bediensteten der Sitzgemeinde des Verbandsvorsitzenden. 

(3) Endet die Amtszeit des Verbandsvorsitzenden, so führt die vormals zuständige Gemeinde 

die Aufgaben nach Abs. 1 bis zur Neuwahl eines Verbandsvorsitzenden weiter. 

 
 

§ 13 Stellung der Verwaltungsräte und des Verbandsvorsitzenden 
 

(1) Die Mitglieder des Verwaltungsrates sowie der Verbandsvorsitzende und seine beiden 
 Stellvertreter sind ehrenamtlich tätig. 
 

(2) Dem Verbandsvorsitzenden, dem 1. und 2. Stellvertreter sowie den Mitgliedern des 
 Verwaltungsrates können Aufwandsentschädigungen gezahlt werden. Näheres regelt die 
 Satzung über die Entschädigung für ehrenamtliche Tätigkeit des Zweckverbandes  in der 
 jeweils gültigen Fassung.  
 



 
 

III. Wirtschafts- und Haushaltsführung 
 

§ 14 Wirtschaftsführung 
 

(1) Für die Wirtschaftsführung des Zweckverbandes gelten die Vorschriften über die 
 Gemeindewirtschaft entsprechend. 
 

(2) Für die örtliche Prüfung des Jahresabschlusses kann sich der Zweckverband eines 
 kommunalen Rechnungsprüfers eines Verbandsmitgliedes, eines Wirtschaftsprüfers oder 
 einer Wirtschaftsprüfungsgesellschaft bedienen.  
 
 

§ 15 Deckung des Finanzbedarfs 
 

(1) Der Zweckverband finanziert sich aus dem ihn zufließenden Gewinn aus der Beteiligung an 
 der KVES. 
 

(2) Soweit die Erträge zur Deckung des Finanzbedarfes nicht ausreichen, werden von den 
 Verbandsmitgliedern Umlagen erhoben. Maßstab für die Höhe der Umlage des einzelnen 
 Verbandsmitgliedes ist die Beteiligungsquote gemäß § 5 Abs. 1 Satz 1. 
 
(3) Erträge, die im Haushaltsjahr nicht zur Deckung des Finanzbedarfes benötigt werden, sind 
 entsprechend der Beteiligungsquote gemäß § 5 Abs. 1 Satz 1 auf die Verbandsmitglieder 
 aufzuteilen. Die anteilige Gewinnausschüttung ist den Verbandsmitgliedern durch 
 schriftlichen Bescheid mitzuteilen. 
 
 

§ 16 Festsetzung und Zahlung der Umlagen 
 

(1) Die Umlage wird in der Haushaltssatzung für jedes Haushaltsjahr neu festgesetzt. Sie kann 
 im laufenden Haushaltsjahr nur durch Erlass einer  Nachtragssatzung geändert werden. 
 

(2) Die Umlagebeträge sind den Verbandsmitgliedern durch schriftlichen Bescheid 
 (Umlagebescheid) mitzuteilen. 
 

(3) Die Umlagebeträge sind einen Monat nach Eingang des Umlagebescheides fällig. 
 
 

IV. Ausscheiden, Aufnahme von Mitgliedern, Auflösung des Verbandes usw. 
 

§ 17 Aufnahme von Mitgliedern 
 

(1) Dem Zweckverband können weitere Städte und Gemeinden beitreten. 
 
(2) Der Antrag auf Beitritt ist schriftlich bei dem Verbandsvorsitzenden zu stellen. Dem Antrag 
 sind die Beschlussfassung des zuständigen Organs des Antragstellers über den Beitritt 
 sowie über die Zustimmung zur Verbandssatzung des Zweckverbandes beizufügen. Der 
 Verbandsvorsitzende prüft die Beitrittsvoraussetzungen und legt den Beitrittsantrag der 
 Verbandsversammlung zur Entscheidung über die Aufnahme vor. 
 
 

§ 18 Ausscheiden von Mitgliedern 
 

(1) Über den Antrag eines Mitgliedes aus dem Verband ganz oder für einzelne Aufgaben 
 auszuscheiden, entscheidet die Verbandsversammlung mit einer  Mehrheit von mindestens 
 zwei Drittel der Stimmen aller Vertreter in der Verbandsversammlung. Das Ausscheiden 
 bedarf der Genehmigung der Rechtsaufsichtsbehörde. 
 



 
 

(2) Das Ausscheiden ist mit einer Frist von 12 Monaten zum Ende des Haushaltsjahres 
 möglich. 
 
(3) Das ausscheidende Verbandsmitglied hat keinen Anspruch darauf, dass ihm 
 Geschäftsanteile des Zweckverbandes an dessen Beteiligungsgesellschaften übertragen 
 werden. Es erhält hierfür auf Antrag vom Zweckverband eine Entschädigung in Höhe des 
 Nennwertes seiner Beteiligungen, die es über den  Zweckverband rechnerisch am 
 Stammkapital der Beteiligungsgesellschaften des Zweckverbandes zum Zeitpunkt seines 
 Ausscheidens hält. Von diesem Entschädigungsbetrag sind eventuelle Aufwendungen des 
 Zweckverbandes abzusetzen, die dieser für Erwerb, Finanzierung und Verwaltung des 
 Anteils des ausscheidenden Verbandsmitgliedes hatte. Kann der Zweckverband den 
 Entschädigungsbetrag nur durch Aufnahme eines Darlehens ausgleichen, ist er  berechtigt, 
 vom ausscheidenden Verbandsmitglied die Stundung des Entschädigungsbetrages ganz 
 oder teilweise auf einen Zeitraum von maximal 10 Jahren zu verlangen. Für den Zeitraum 
 der Stundung ist der Entschädigungsbetrag mit 4 v.H. per anno zu verzinsen. Die Zinsen 
 werden mit der Leistung des gestundeten Entschädigungsbetrages fällig. 
 
(4) Das ausscheidende Verbandsmitglied kann mit Zustimmung der Verbandsversammlung 
 seine Beteiligung, die es über den Zweckverband rechnerisch am Stammkapital der 
 Beteiligungsgesellschaften des Zweckverbandes zum Zeitpunkt seines Ausscheidens hält, 
 einem anderen Verbandsmitglied übertragen und veräußern. Erfolgt dies nicht, wird diese 
 Beteiligung des ausscheidenden Verbandsmitgliedes auf die verbleibenden 
 Verbandsmitglieder entsprechend derer Beteiligungsquote aufgeteilt. 
 
(5) Ein ausscheidendes Verbandsmitglied haftet für die bis zum Zeitpunkt des Ausscheidens 
 entstandenen Verbindlichkeiten des Zweckverbandes weiter. 
 
 

§ 19 Anteilsübertragung 
 

(1) Schließt sich ein Unternehmen, an dem der Zweckverband unmittelbar oder mittelbar 
 beteiligt ist, mit einem anderen Unternehmen zusammen, an dem ein Verbandsmitglied 
 unmittelbar oder mittelbar mehrheitlich beteiligt ist, hat dieses Verbandsmitglied das Recht, 
 die Übertragung von Anteilen des Zweckverbandes an diesem Beteiligungsunternehmen an 
 sich oder eine von ihm beherrschte Gesellschaft bis zu der Größenordnung zu verlangen, 
 in der es wirtschaftlich über den Zweckverband an dem Unternehmen beteiligt ist; mit 
 Wirksamkeit der Anteilsübertragung reduziert sich die Beteiligung des betreffenden 
 Verbandsmitgliedes am Zweckverband entsprechend. Die Übertragung führt nicht zum 
 Ausscheiden des Verbandsmitgliedes aus dem Zweckverband, sofern es den 
 Übertragungsanspruch nicht in voller Höhe geltend macht. 
 

(2) Das Verlangen nach Anteilsübertragung muss dem Zweckverband schriftlich angezeigt 
 werden.  
 

(3) Die Verbandsversammlung beschließt zugleich mit den Beschlüssen, die den 
 Zusammenschluss ermöglichen, und mit drei Viertel der Stimmen aller Vertreter in der 
 Verbandsversammlung über die Anteilsreduzierung und –übertragung und die Feststellung 
 der entsprechend neu berechneten Beteiligungsverhältnisse nach Anlage 2, ohne dass es 
 dazu eines Wirtschaftsprüfergutachtens nach § 5 Abs. 2 bedarf. Der Beschluss über die 
 Anteilsübertragung ist der Aufsichtsbehörde vorzulegen; § 119 Abs. 1 der SächsGemO gilt 
 entsprechend. 
 
 
 
 
 
 
 



 
 

§ 20 Auflösung des Zweckverbandes 
 

(1) Der Zweckverband kann aus Gründen des öffentlichen Wohls aufgelöst werden. Der 
 Beschluss über die Auflösung des Zweckverbandes bedarf der Zustimmung der Mehrheit 
 von mindestens drei Viertel der Stimmen aller Vertreter in der Verbandsversammlung. Der 
 Beschluss über die Auflösung bedarf der Genehmigung der Rechtsaufsichtsbehörde. 
 
(2) Bei der Auflösung des Zweckverbandes haften die Verbandsmitglieder für 
 Verbindlichkeiten des Zweckverbandes als Gesamtschuldner. Im Innenverhältnis 
 werden die verbleibenden Verbindlichkeiten auf das Verbandsvermögen, das 
 vorhandene Vermögen auf die Mitglieder aufgeteilt, wobei die Aufteilung der 
 Verbindlichkeiten und des Vermögens entsprechend der Beteiligungsquote gemäß 
 § 5 Abs.1 erfolgt. 
 
(3) Die beschlossene Auflösung des Verbandes wird erst wirksam, wenn die 
 Verbandsmitglieder eine Einigung über die Auseinandersetzung, die Durchführung der 
 Abwicklung und die Bestellung eines Abwicklers erzielt haben.  
 
 

V. Sonstiges 
 

§ 21 Öffentliche Bekanntmachung und ortsübliche Bekanntgabe 
 
Öffentliche Bekanntmachungen und ortsübliche Bekanntgaben des Zweckverbandes erfolgen in 
einer elektronischen Ausgabe des Amtsblattes auf der Internetseite des Zweckverbandes unter  
www.zv-gasversorgung-suedsachsen.de/elektronisches-amtsblatt. 
 
 

§ 22 Inkrafttreten 
 

Die Neufassung der Verbandssatzung tritt am Tage nach der öffentlichen Bekanntmachung der 
Genehmigung und der Verbandssatzung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verbandssatzung des 
Zweckverbandes „Gasversorgung in Südsachsen“ in der Fassung der 3. Änderung vom 
9. August 2010 (SächsABl. S. 1189) außer Kraft. 
 
 

*** 
 
Der mit der ersten Satzung zur Änderung der Verbandssatzung vom 15. November 2017 geänderte 
§ 13 tritt am Tage nach der Bekanntmachung der Genehmigung und der Änderungssatzung durch 
die Rechtsaufsichtsbehörde im Sächsischen Amtsblatt in Kraft. 
 
Die mit der zweiten Satzung zur Änderung der Verbandssatzung vom 25. Januar 2021 geänderten 
§§ 9, 12a, 14 sowie die Anlage 1 (zu § 2) treten am Tage nach der Bekanntmachung der 
Genehmigung und der Änderungssatzung durch die Rechtsaufsichtsbehörde im Sächsischen 
Amtsblatt in Kraft. 
 
Die mit der dritten Satzung zur Änderung der Verbandssatzung vom 6. November 2024 geänderten 
§§ 9 (2), 11 (6), 21 treten am Tage nach der Bekanntmachung der Genehmigung und der 
Änderungssatzung durch die Rechtsaufsichtsbehörde im Sächsischen Amtsblatt in Kraft. 
 

 


















